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Vorwort 

Nach den Angaben für das Jahr 2009 unterliegen nahezu 8,4 Millionen Betrie-
be der Außenprüfung und können daher mit einer umfassenden Überprüfung 
ihrer steuerlichen Verhältnisse rechnen. Unter den gleichen erleichterten Vor-
aussetzungen können die Finanzämter seit Anfang 2010 Privatpersonen über-
prüfen, die jährlich Überschusseinkünfte von mehr als 500 TEUR erwirtschaf-
ten. Der damit verbundene Ressourceneinsatz erscheint für den Staat loh-
nenswert, konnte jeder eingesetze Prüfer doch in 2009 ein durchschnittliches 
steuerliches Mehrergebnis von 1,6 Mio. EUR erzielen, insgesamt fast 21 Mrd. 
EUR1. Häufig sind diese Mehrergebnisse dabei darauf zurückzuführen, dass 
aufgrund von Mitwirkungspflichtverletzungen der geprüften Steuerpflichtigen 
Schätzungen erforderlich oder angedroht wurden. 
 
Dies verdeutlicht die Bedeutung der Mitwirkungspflichten, denen Steuer-
pflichtige in der Außenprüfung unterliegen, und der möglichen Folgen, wenn 
sie diesen nicht nachkommen. Sie sind Gegenstand dieses Buches, das die 
Universität zu Köln im Oktober 2010 als Promotion angenommen hat. Der 
ursprüngliche Gedanke zu dieser Arbeit – eine wissenschaftliche Aufbereitung 
des Umfangs des elektronischen Datenzugriffs in der Außenprüfung – kam 
mir im Rahmen von gemeinsamen Beratungstätigkeiten mit Herrn Dr. Chri-
stoph Swart. Nachdem Herr Professor Lang am Institut für Steuerrecht der 
Universität zu Köln sich dankenswerterweise zur Betreuung der Arbeit bereit 
erklärt hatte, weiteten sich die Mitwirkungspflichten in der Außenprüfung in 
Folge der Einführung von spezifischen Aufzeichnungspflichten für Sachver-
halte mit Auslandsbezug erheblich aus; die dynamische Entwicklung der Be-
steuerung grenzüberschreitender Sachverhalte und der korrespondierenden 
Mitwirkungspflichten, ebenso wie der möglichen Sanktionen, erforderten in 
der Folge zahlreiche Anpassungen. 
 
Für die Betreuung der Arbeit und die Übernahme des Erstgutachtens danke ich 
Herrn Professor Lang, Herrn Professor Meincke für die Übernahme des 
Zweitgutachtens. Danken möchte ich auch Herrn Professor Hüttemann am 
Bonner Institut für Steuerrecht für die eingeräumten Recherchemöglichkeiten, 
___________________ 
1 Vgl. http://www.bundesfinanzministerium.de/nn_95928/DE/BMF__Startseite/ Aktuel-

les/Monatsbericht__des__BMF/2010/04/analysen-und-berichte/b04-ergebnisse-der-
steuerlichen-betriebspruefung-2009/node.html?__nnn=true. 
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die diese Arbeit insbesondere in der Schlussphase bedeutend vorangetrieben 
haben. Auch vor Veröffentlichung konnte ich in der Institutsbibliothek wieder 
neue Literatur und Rechtsprechung mit freundlicher Unterstützung von Frau 
Gassen als Bibliothekarin recherchieren. 
 
Die Untersuchung haben meine Freundin, meine Freunde und meine Schwe-
ster begleitet und unterstützt. Für die weiterführenden Diskussionen, kritische 
Hinweise zum Manuskript und motivationserhaltende Weinabende Euch allen 
noch einmal herzlichen Dank.  
 
Ohne meinen Vater hätte ich die Arbeiten aber vielleicht nicht abgeschlossen. 
Papa - Finalement, un fin! 
 
Bonn, Ende Februar 2011 
Alexander Jochum 
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